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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. August 1958 

12 — 52105 — 2440/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Zusatzproto- 
koll vom 9. September 1957 zum Abkommen 
vom 15. Juli 1931 zwischen dem Deutschen 
Reiche und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung auf dem Gebiete der direkten Steuern 
und der Erbschaftsteuern 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Zusatzprotokolls zum Abkommen sowie eine 
Denkschrift zu dem Zusatzprotokoll sind diesem Schreiben als 
Anlagen beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen 
und des Au.swärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 2. Mai 1958 gemäß Ar- 
tikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Entwurf 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im übri- 
gen erhebt er gegen den Entwurf keine Einv/endungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedürfe. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heqer 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 35 51 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Zusatzprotokoll vom 9. September 1957 zum Abkommen 
vom 15. Juli 1931 zwischen dem Deutschen Reiche und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der direkten Steuern und der Erbschaftsteuem 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bern am 9. September 1957 Unterzeichne- 
ten Zusatzprotokoll zum Abkommen vom 15. Juli 
1931 zwischen dem Deutschen Reiche und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der direk- 
ten Steuern und der Erbschaftsteuern (Reichsge- 
setzbl. 1934 II S. 38) wird zugestimmt. Das Zusatz- 
protokoll wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Das Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 

(2) Das Gesetz gilt im Saarland vom Ende der 
Übergangszeit nach Artikel 3 des Vertrages zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französi- 
schen Republik zur Regelung der Saarfrage vom 
27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl.il S. 1587) an. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Zusatzprotokoll nach 
seinem Abschnitt IV Abs. 1 in Kraft tritt, ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Die Zustimmung des Bundestages ist nach Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 GG erforderlich, weil das Zusatzpro- 
tokoll sich auf Steuern vom Einkommen, Vermögen 
und von Erbschaften sowie auf Realsteuern und 
damit auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung be- 
zieht. Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Ar- 
tikel 105 Abs. 3 GG erforderlich, da das Aufkommen 
aus den vom Zusatzprotokoll betroffenen Steuern 
gemäß Artikel 106 GG ganz oder zum Teil den 
Ländern oder den Gemeinden zufließt. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1: 

Das Abkommen soll sich gemäß dem Notenwechsel 
vom 9. September 1957 auch auf das Land Berlin er- 
strecken. Das Gesetz enthält deshalb die ül^liche 
Berlin-Klausel. 

Absatz 2: 

Das Gesetz enthält die erforderliche Saar-Klausel. 
Die sofortige Anwendung des Zusatzprotokolls im 


Saarland ist wegen der Vorschriften des Kapitels II 
des deutsch-französischen Vertrages vom 27. Okto- 
ber 1956 zur Regelung der Saarfrage nicht möglich. 
Nach Ablauf der Übergangszeit wird das Zusatz- 
protokoll im Saarland angewendet. Die Regierun- 
gen der beiden Staaten werden nach Nr. 2 des Brief- 
wechsels vom 9. September 1957 in einem Noten- 
wechsel feststellen, welche saarländischen Steuern 
den im Zusatzprotokoll bezeichneten Steuern der 
Bundesrepublik entsprechen und damit unter die 
Vorschriften des Zusatzprotokolls fallen. 


Zu Artikel 3 

Absatz 1: 

Diese Vorschrift entspricht den Erfordernissen des 
Artikels 82 Abs. 2 GG. 

Absatz 2: 

Der Zeitpunkt, an dem das Zusatzprotokoll nach 
seinem Abschnitt IV Abs. 1 in Kraft tritt, ist eben- 
falls im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Zusatzprotokoll 

zum Abkommen vom 15. Juli 1931 

zwischen dem Deutschen Reiche und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der direkten Steuern und der Erbschaftsteuern 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE SCHWEIZERISCHE EIDGENOSSENSCHAFT 

haben, um das am 15. Juli 1931 zwischen dem Deutschen 
Reiche und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 
direkten Steuern und der Erbschaftsteuern abgeschlossene 
Abkommen und das zugehörige Schlußprotokoll zu ändern 
sowie um das Zusatzprotokoll vom 11. Januar 1934 und 
die Verhandlungsprotokolle vom 15. Juli 1931, 7. Septem- 
ber 1940 und 2. November/8. Dezember 1943 zu diesem 
Abkommen zu ersetzen, das nachstehende Zusatzprotokoll 
vereinbart: 

I. Änderungen des Abkommens vom 15. Juli 1931 

1. Artikel 1 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Als direkte Steuern im Sinne dieses Abkom- 
mens werden insbesondere angesehen: 

1. auf seiten der Bundesrepublik Deutschland: 

a) die Einkommensteuer, 

b) die Körperschaftsteuer, 

c) die Vermögensteuer, 

d) die Grundsteuer, 

e) die Gewerbesteuer, 

f) die Abgabe „Notopfer Berlin"; 

2. auf seiten der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft: 

A. Steuern des Bundes: 

a) die Wehrsteuer, 

b) die Stempelabgabe auf Coupons, 

c) die Verrechnungssteuer, 

d) die Abzugssteuer auf Leistungen aus 
Lebensversicherungen; 

B. Steuern der Kantone, Bezirke, Kreise 
und Gemeinden: 

a) vom Einkommen (Gesamteinkommen, 
Erwerbseinkommen, Vermögensertrag, 
Geschäftsertrag usw.); 

b) vom Vermögen (Gesamtvermögen, 
bev/egliches und unbewegliches Ver- 
mögen, Geschäftsvermögen usw.) und 
vom Kapital." 

2. Artikel 1 erhält folgenden neuen Absatz 3: 

„(3) Das Abkommen gilt für alle Steuerpflichtigen 
mit Wohnsitz in einem der beiden oder in beiden 
Staaten." 

3. Artikel 2 Absätze 4 und 5 erhalten folgende Fassung: 

„(4) Gehören hypothekarisch gesicherte Forderun- 
gen einem Unternehmen der in Artikel 3 Abs. 1 be- 
zeichneten Art, so werden solche Forderungen und 
Einkünfte daraus nur dann im Belegenheitsstaat be- 
steuert, wenn die Forderung einen Bestandteil des 
Betriebsverm.ögens einer in diesem Staate befind- 
lichen Betriebsstätte bildet; andernfalls werden solche 
Forderungen und Einkünfte daraus nur in dem Staate 
besteuert, in dem der Gläubiger seinen Wohnsitz hat. 


(5) Hypothekarisch gesicherte Anleihensobligatio- 
nen und Einkünfte daraus werden nach Artikel 6 
besteuert. " 

4. Artikel 3 Absätze 5 und 6 werden durch folgenden 
Absatz 5 ersetzt: 

„(5) Betriebe von Unternehmen der Seeschiffahrt, 
der Binnenschiffahrt und der Luftfahrt sowie Ein- 
künfte daraus werden nur in dem Staate besteuert, 
in dem sich der Ort der Leitung des Unternehmens 
befindet." 

5. Artikel 4 Absatz 1 erhält folgenden neuen Satz 3; 
„Freiberuflich tätige (Bühnen-, Rundfunk-, Fernseh-, 
Film-)Künstler, Berufssportler und Artisten werden 
ohne Rücksicht darauf, ob ihre Tätigkeit einen festen 
Mittelpunkt hat oder nicht, für Einkünfte aus öffent- 
lichen Darbietungen nur in dem Staate besteuert, in 
dessen Gebiet die Tätigkeit ausgeübt wird." 

6. Artikel 6 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 6 

(1) Bewegliches Kapitalvermögen und Einkünfte 
daraus werden nur in dem Staate besteuert, in dem 
der Gläubiger seinen Wohnsitz hat. 

(2) Soweit in einem der beiden Staaten die Steuern 
von inländischen Dividenden und Zinsen im Abzugs- 
weg (an der Quelle) erhoben werden, wird das Recht 
zur Vornahme des Steuerabzugs durch die Bestim- 
mung des Absatzes 1 nicht berührt. 

(3) Die Steuern von Dividenden und Zinsen, die 
einer der beiden Staaten im Abzugsweg (an der 
Quelle) erhebt, sind dem Gläubiger mit Wohnsitz im 
anderen Staat auf Antrag zu erstatten: 

a) bei Dividenden oder bei Zinsen aus Wandel- 
anleihen und Gewinnobligationen in Höhe 
des Betrages, der 15 vom Hundert der 
Dividenden oder Zinsen übersteigt; 

b) bei anderen Zinsen in Höhe des Betrages, 
den der steuererhebende Staat einem Gläu- 
biger mit Wohnsitz in seinem Gebiet auf 
seine Steuern anrechnet, mindestens aber in 
Höhe des Betrages, der 5 vom Hundert der 
Zinsen übersteigt. 

(4) Sobald in der Bundesrepublik Deutschland der 
Satz der Körperschaftsteuer für ausgeschüttete Ge- 
winne nicht mehr niedriger ist als der Steuersatz für 
nicht ausgeschüttete Gewinne oder sich der Unter- 
schied zwischen den beiden Steuersätzen auf 5 vom 
Hundert oder weniger verringert, ermäßigt sich der 
in Absatz 3 Buchstabe a festgesetzte Satz auf 10 vom 
Hundert. 

(5) Die im Abzugsweg (an der Quelle) erhobenen 
Steuern, für die in Absatz 3 eine Erstattung nicht vor- 
gesehen ist, werden auf Antrag in dem Staat, in dem 
der Gläubiger seinen Wohnsitz hat, auf die Steuern 
für diese Dividenden und Zinsen angerechnet." 

7. Artikel 8 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Im Sinne dieses Abkommens gilt als Wohnsitz 
juristischer Personen sowie der Anstalten und Per- 
sonenvereinigungen, die als solche der Besteuerung 
unterliegen, der Ort, wo sie ihren Sitz haben. Bei 
Stiftungen und sonstigen Vermügensmassen gilt als 
Wohnsitz der Ort der Leitung." 
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8. Artikel 9 erhält folgende Fassung; 

„Artikel 9 

(1) Als Erbschaftsteuern im Sinne dieses Abkom- 
mens werden insbesondere angesehen: 

1. auf seiten der Bundesrepublik Deutschland: 
die Erbschaftsteuer und die etwa künftig an 
deren Stelle tretenden oder neu hinzutreten- 
den entsprechenden Steuern; 

2. auf seiten der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft: 

die derzeit von den Kantonen, Bezirken, 
Kreisen und Gemeinden erhobenen Erb- 
schaftssteuern (Erbanfall- und Nachlaßsteuern) 
sowie die etwa künftig an deren Stelle tre- 
tenden oder neu hinzutretenden entsprechen- 
den Steuern, Abgaben und Gebühren. 

(2) Dieses Abkommen gilt für Nachlaßvermögen 
einer Person, die zur Zeit ihres Todes in einem der 
beiden oder in beiden Staaten ihren Wohnsitz hatte. 

(3) Dieses Abkommen bezieht sich nicht auf die 
Besteuerung von Schenkungen und Zweckzuwendun- 
gen unter Lebenden unbeschadet der Bestimmung des 
Artikels 13 Abs. 2 sowie ferner nicht auf die Fälle, 
in denen der Nachlaß oder der Erwerber von Nach- 
laßvermögen ohnehin nur den Erbschaftstcuern eines 
der beiden Staaten unterworfen ist." 

9. Artikel 10 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 10 

Unbewegliches Vermögen einschließlich Zubehör ist 
den Erbschaftsteuern nur in dem Staat unterworfen, 
in dem dieses Vermögen liegt; Artikel 2 findet ent- 
sprechende Anwendung." 

10. Artikel 13 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Legt ein Steuerpflichtiger dar, daß Maßnahmen 
der Finanz- oder Steuerbehörden in den beiden Staa- 
ten für ihn die Wirkung einer Besteuerung gehabt 
haben, die den Grundsätzen dieses Abkommens 
widerspricht, so kann er sidi, unbeschadet eines inner- 
staatlichen Rechtsmittels, an die zuständige oberste 
Verwaltungsbehörde des Staates wenden, in dem er 
seinen Wohnsitz hat. Werden die Einwendungen für 
begründet erachtet, so soll diese Verwaltungsbehörde 
versuchen, sich mit der zuständigen obersten Ver- 
waltungsbehörde des anderen Staates zu verstän- 
digen, um in billiger Weise eine Doppelbesteuerung 
zu vermeiden." 

II. Änderungen des Schlußprotokolls zum 
Abkommen vom 15. Juli 1931 

11. Das Sdilußprotokoll zu Artikel 1 und 9 erhält fol- 
gende Fassung: 

„Zu den Artikeln 1 und 9 

(1) Die in den Artikeln 1 und 9 enthaltenen Auf- 
zählungen der Steuern, die in den beiden Staaten als 
direkte Steuern und Erbschaftsteuern im Sinne dieses 
Abkommens gelten, sind nicht abschließend, 

(2) Die zuständigen obersten Verwaltungsbehörden 
der beiden Staaten werden am Ende jedes Jahres 
einander die eingetretenen Änderungen der in jedem 
Staate bestehenden direkten Steuern und Erbschaft- 
steuern mitteilen. 

(3) Zweifel werden im Einvernehmen zwischen den 
zuständigen obersten Verwaltungsbehörden der bei- 
den Staaten geklärt werden. 

(4) Das Abkommen findet keine Anwendung auf 
die an der Quelle erhobenen Abgaben von Lotterie- 
gewinnen." 


12. Das Schlußprotokoll zu Artikel 2 erhält folgenden 
neuen Absatz 3: 

„(3) Als hypothekarisch gesicherte Forderungen im 
Sinne des Artikels 2 gelten auch die Grundschuld des 
deutschen Rechts und die Gült des schweizerischen 
Rechts." 

13. Das Schlußprotokoll zu Artikel 2 und 10 erhält fol- 
gende Fassung: 

„Zu den Artikeln 2 und 10 

(1) Zum unbeweglichen Vermögen im Sinne der 
Artikel 2 und 10 gehört auch das unbewegliche Be- 
triebsvermögen. 

(2) Schweizerfranken-Grundschulden, auf die das 
Abkommen vom 6. Dezember 1920 und das Zusatz- 
abkommen vom 25. März 1923 Anwendung finden, 
werden zu den Vermögen- und Erbschaftsteuern nur 
in dem Staat herangezogen, in dem der Gläubiger 
(Erblasser) seinen Wohnsitz hat." 

14. Das SchlußprotokoH wird wie folgt ergänzt; 

„Zu den Artikeln 2 bis 12 

Dieses Abkommen beschränkt nicht das Recht jedes 
der beiden Staaten, die Steuern für die ihm zur Be- 
steuerung überlassenen Vermögensteile, Einkünfte 
oder Teile des Nachlasses nach dem Satz zu erheben, 
der dem gesamten Vermögen, Einkommen, Nachlaß, 
Erbteil oder Erwerb von Todes wegen entspricht." 

15. Absatz 3 des Schlußprotokolls zu Artikel 3 erhält 
folgenden neuen Satz 2: 

„Satz 1 gilt auch für die Beteiligung an einer Gesell- 
schaft mit beschränkter Flaftung." 

16. Das Schlußprotokoll zu Artikel 3 erhält folgende 
neue Absätze 7 und 8: 

„(7) Die Tatsache, daß ein Vertreter im Sinne des 
Absatzes 1 ein Lager von Waren des vertretenen Unter- 
nehmens des einen Staates unterhält (insbesondere 
Kommissionslager und Lager bei Vermittlungs- 
agenten), begründet für das vertretene Unternehmen 
keine Betriebsstätte im anderen Staat. 

(8) Artikel 3 Abs. 5 gilt auch: 

a) wenn der Betrieb der Schiff- oder Luftfahrt 
mit gecharterten oder gemieteten Fahrzeugen 
durchgeführt wird; 

b) für Agenturen, soweit deren Tätigkeit un- 
mittelbar mit dem Betrieb der Schiff- oder 
Luftfahrt oder dem Zubringerdienst zusam- 
menhängt; 

c) für Beteiligungen von Unternehmen der 
Schiff- oder Luftfahrt an einem Pool, einer 
gemeinsamen Betriebsorganisation oder einer 
internationalen Betriebskörperschaft." 

17. Das Schlußprotokoll zu Artikel 4 erhält folgende 
Fassung: 

„Zu Artikel 4 

(1) Abweichend von Artikel 4 werden Ruhegehälter, 
Witwen- und Waisenpensionen und andere Bezüge 
oder geldwerte Vorteile für frühere Dienstleistung 
nur in dem Staate besteuert, in dem der Steuer- 
pflichtige seinen Wohnsitz hat. 

(2) Personen, die ständig oder vorwiegend an Bord 
von Schiffen oder Flugzeugen eines Unternehmens 
der Schiff- oder Luftfahrt Dienst leisten, gelten bei 
Anwendung von Artikel 4 Abs. 1 als in demjenigen 
der beiden Staaten erwerbstätig, in dem sich der Ort 
der Leitung des Unternehmens befindet. Wenn in 
diesem Staate die Einkünfte aus derartiger Arbeit 
nicht besteuert werden, hat der Staat, in dem die 
Person ihren Wohnsitz hat, das Besteuerungsrecht für 
diese Einkünfte. 
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(3) Abweichend von Artikel 4 Abs. 1 werden Ein- 
künfte aus nicht-selbständiger Arbeit nur in dem 
Staate besteuert, in dem der Arbeitnehmer seinen 
Wohnsitz hat, wenn dieser Arbeitnehmer 

a) sich nur vorübergehend insgesamt nicht 
länger als 183 Tage während eines Kalender- 
jahres im Gebiete des anderen Staates auf- 
hält, 

b) für seine während dieser Zeit ausgeübte 
Tätigkeit von einem Arbeitgeber entlohnt 
wird, der seinen Wohnsitz in dem erst- 
genannten Staat hat, und 

c) für seine Tätigkeit nicht zu Lasten einer in 
dem anderen Staate befindlichen Betriebs- 
stätte des Arbeitgebers entlohnt wird. 

(4) Vergütungen (Tantiemen, Sitzungsgelder und 
feste Vergütungen), die die Mitglieder eines Auf- 
sichts- oder Verwaltungsrates in dieser Eigenschaft 
erhalten, werden nur in dem Staate besteuert, in 
dem die Gesellschaft, die diese Beträge zahlt, ihren 
Wohnsitz hat. Die Steuer darf 25 vom Hundert der 
Bruttovergütungen nicht übersteigen, wenn der Emp- 
fänger seinen Wohnsitz im anderen Staat hat." 

18. Das Schlußprotokoll zu Artikel 4 und 7 wird aufge- 
hoben. 

19. Das Schlußprotokoll zu Artikel 5 erhält folgenden 
neuen Absatz 4: 

„(4) Zu den in Artikel 5 bezeichneten Einkünften 
gehören auch: 

a) Bezüge aus öffentlichen Mitteln für gegen- 
wärtige oder frühere Erfüllung der Wehr- 
pflicht, einschließlich der Unterhaltsbeiträge, 
die Angehörigen zum Wehrdienst Einge- 
zogener gewährt werden; 

b) Pensionen, Leibrenten sowie andere wieder- 
kehrende oder nicht wiederkehrende Bezüge, 
die von einem der beiden Staaten oder 
einer anderen juristischen Person des öffent- 
lichen Rechts eines der beiden Staaten als 
Vergütung für einen Schaden gewährt wer- 
den, der als Folge von Kriegshandlungen 
oder politischer Verfolgung entstanden ist," 

20. Das Schlußprotokoll wird wie folgt ergänzt: 

„Zu Artikel 6 

(1) Artikel 6 Abs. 1 gilt entsprechend für Einkünfte 
aus der Veräußerung von beweglichem Kapital- 
vermögen. 

(2) Dividenden im Sinne des Artikels 6 sind Ein- 
künfte aus Aktien, Kuxen, Genußscheinen, Gründer- 
anteilen und ähnlichen Gesellschaftsanteilen in Wert- 
papierform. Wie Dividenden sind auch die Aus- 
schüttungen auf Anteilscheine einer Kapitalanlage- 
gesellschaft mit Wohnsitz in der Bundesrepublik 
Deutschland zu behandeln. 

(3) Zinsen im Sinne des Artikels 6 sind vorbehalt- 
lich des Artikels 2 Einkünfte aus Darlehen, Obliga- 
tionen, Kassenscheinen, Schuldverschreibungen oder 
aus irgendeiner anderen Schuldverpflichtung. 

(4) Der in Artikel 6 Abs. 3 Buchstabe a festgesetzte 
Satz ermäßigt sich auf 5 vom Hundert, wenn die 
Dividenden und Zinsen von einer Gesellschaft ge- 
zahlt werden, die ein Kraftwerk zur Ausnutzung der 
Wasserkraft des Rheinstromes zwischen dem Boden- 
see und Basel betreibt {Grenzkraftwerk am Rhein). 

(5) Die in Artikel 6 Abs. 3 vorgesehene Erstattung 
ist innerhalb von zwei Jahren zu beantragen. Diese 
Frist gilt als eingehalten, wenn der Antrag bei der 


für die Erstattung zuständigen Behörde innerhalb von 
zwei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres eingeht, 
in dem die Dividenden oder Zinsen fällig geworden 
sind. Der Antrag muß eine amtliche Bescheinigung 
über den Wohnsitz und über die Heranziehung zu 
den Steuern vom Einkommen oder vom Vermögen 
im Wohnsitzstaat enthalten. Die zuständigen obersten 
Verwaltungsbehörden der beiden Staaten werden sich 
über die erforderlichen Maßnahmen zur Durchführung 
der Erstattung verständigen. 

(6) Die in Artikel 6 Abs. 5 vorgesehene Anrechnung 
der im Abzugsweg (an der Quelle) erhobenen Steuern 
wird nur vorgenommen: 

a) in der Bundesrepublik Deutschland bei den 
Steuern vom Einkommen für die in Artikel 6 
Abs. 3 Buchstaben a und b bezeichneten Ein- 
künfte; 

b) in der Schweiz bei der eidgenössischen 
Wehrsteuer für die in Artikel 6 Abs. 3 Buch- 
stabe a bezeichneten Einkünfte. 

(7) Angehörige einer diplomatischen oder kon- 
sularischen Vertretung eines der beiden Staaten, die 
die Staatsangehörigkeit ihres Entsendestaates be- 
sitzen, haben für die Anwendung des Artikels 6 ihren 
Wohnsitz im Entsendestaat, wenn die ihnen zu- 
fließenden Dividenden oder Zinsen dort zu den 
Steuern vom Einkommen herangezogen werden. 

(8) Internationale Organisationen, ihre Organe und 
Beamten sowie das Personal diplomatischer oder kon- 
sularischer Vertretungen dritter Staaten, die in einem 
der beiden Staaten für die ihnen zufließenden Divi- 
denden und Zinsen nicht zu den Steuern vom Ein- 
kommen herangezogen werden, haben keinen An- 
spruch auf die in Artikel 6 Abs. 3 vorgesehene Er- 
stattung der im anderen Staat im Abzugsweg (an der 
Quelle) erhobenen Steuern. 

(9) Der Staat, in dem die Steuer iin Abzugsweg 
(an der Quelle) erhoben wird, räumt dem Gläubiger 
für das Erstattungsverfahren nach Artikel 6 Abs. 3 
dieselben Reditsmittel ein, die den Steuerpflichtigen 
mit Wohnsitz in seinem Gebiete zustehen. 

(10) Artikel 6 Abs. 3 ist nicht anzuwenden, wenn 
die von einem der beiden Staaten im Abzugsweg (an 
der Quelle) erhobenen Steuern bereits nach den Ge- 
setzen dieses Staates zu erstatten sind." 

21. Absatz 1 des Schlußprotokolls zu Artikel 8 erhält 
folgende Fassung: 

„(1) Artikel 8 gilt auch, wenn der Steuerpfliditige 
eine bevormundete Person ist." 

22. Absatz 4 des Schlußprotokolls zu Artikel 8 wird auf- 
gehoben. 

23. Das Schlußprotokoll zu Artikel 13 erhält folgenden 
neuen Absatz 2: 

„(2) Zuständige oberste Verwaltungsbehörden im 
Sinne des Abkommens sind in der Bundesrepublik 
Deutschland der Bundesminister der Finanzen und in 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft die Eidgenössi- 
sche Steuerverwaltung." 

24. Das Schlußprotokoll zu Artikel 14 wird aufgehoben. 


III. Verhandlungs- und Zusatzprotokolle 

(1) Die Verhandlungsprotokolie vom 15. Juli 1931, 
7. September 1940 und 2, November/8. Dezember 1943 so- 
wie das Zusatzprotokoll vom 11. Januar 1934 werden 
durch dieses Zusatzprotokoll ersetzt. 
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(2) Das Zusatzprotokoll vom 6. Juli 1956 bleibt neben 
diesem Zusatzprotokoll bestehen. 

IV. Inkrafttreten und erstmalige Anwendung 

(1) Dieses Zusatzprotokoll soll ratifiziert und die Rati- 
fikationsurkunden sollen so bald als möglich in Bonn 
ausgetauscht werden; es tritt einen Monat nach dem Tage 
des Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(2) Dieses Zusatzprotokoll ist anzuwenden: 

a) auf die im Abzugsweg (an der Quelle) erhobe- 
nen Steuern von Dividenden und Zinsen, die 
nach dem 31. Dezember 1956 fällig werden; 

b) auf die sonstigen Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen, die für die Zeit nach dem 
31. Dezember 1958 erhoben werden,- 

c) auf die Erbschaftsteuern von Nachlässen der 
Personen, die nach dem 31. Dezember 1958 
sterben. 


(3) Abweichend von Absatz 2 Buchstabe b sind die 
Ziffern 14 und 19 des Abschnitts II dieses Zusatzprotokolls 
auf die Steuern anzuwenden, die für die Zeit nach dem 
31. Dezember 1956 erhoben werden. Ferner ist die in Ar- 
tikel 6 Abs. 5 des Abkommens in der Fassung dieses Zu- 
satzprotokolls vorgesehene Anrechnung der im Abzugs- 
weg (an der Quelle) erhobenen Steuern in der Bundes- 
republik Deutschland bei den Steuern vom Einkommen 
vorzunehmen, die für die Zeit nach dem 31. Dezember 
1956 erhoben werden. 

(4) Dieses Zusatzprotokoll bildet einen integrierenden 
Bestandteil des Abkommens. Es bleibt so lange in 
Geltung, als das Abkommen nicht von einem der beiden 
Staaten gemäß Artikel 15 Abs. 2 gekündigt wird. 

(5) Die zuständigen obersten Verwaltungsbehörden der 
beiden Staate:, werden ermächtigt, den Wortlaut des Ab- 
kommens und des zugehörigen Schlußprotokolls unter 
Berücksichtigung dieses Zusatzprotokolls zu veröffent- 
lichen. 


ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Zusatzprotokoll unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Bern am 9. September 1957 in zwei 
Urschriften. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Friedrich Holzapfel 

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft 
gezeichnet: 

Max Petitpierre 
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Botschaft 

der 

Bundesrepublik Deutschland 
Bern 

Bern, den 9. September 1957 

Herr Bundesrat, 

Anläßlich der heutigen Unterzeichnung des Zusatz- 
protokolls zum Abkommen vom 15. Juli 1931 zwischen 
dem Deutschen Reiche und der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der direkten Steuern und der Erbschaft- 
steuern beehre ich mich, Ihnen im Namen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland folgendes mitzuteilen. 

1. Das Zusatzprotokoll gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber dem Schweizerischen Bundes- 
rat innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten 
des Zusatzprotokolls eine gegenteilige Erklärung 
abgibt. Bei Anwendung des Zusatzprotokolls auf 
das Land Berlin gelten die Bezugnahmen auf die 
Bundesrepublik Deutschland auch als Bezugnahmen 
auf das Land Berlin. 

2. In Anbetracht der besonderen Rechtslage, die sich 
für das Saarland aus Kapitel II des deutsch-franzö- 
sischen Vertrages vom 27. Oktober 1956 zur Rege- 
lung der Saarfrage ergibt, kann das Zusatzprotokoll 
auf dieses Gebiet zunächst keine Anwendung finden. 
Ich beehre mich daher. Ihnen vorzuschlagen, daß 
die Regierungen der beiden Staaten zu einem späte- 
ren Zeitpunkt in einem Notenwechsel vereinbaren, 
auf welche saarländischen Steuern und ab welchem 
Zeitpunkt das Zusatzprotokoll im Saarland anzu- 
wenden ist. 

Falls dieser Vorschlag die Billigung des Schweizerischen 
Bundesrats findet, soll die vorliegende Note und Ihre 
Antwortnote als eine Vereinbarung angesehen werden. 

Genehmigen Sie, Herr Bundesrat, die erneute Ver- 
sicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Friedrich Holzapfel 

An den 

Vorsteher des Eidgenössischen 

Politischen Departements 

Herrn Bundesrat Dr. Max Petitpierre 

Bern 


Eidgenössisches Politisches Departement 


Bern, den 9. September 1957 

Herr Botschafter, 

Anläßlich der heutigen Unterzeichnung des Zusatz- 
protokolls zum Abkommen vom 15. Juli 1931 zwischen 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem Deutschen 
Reich zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der direkten Steuern und der Erbschaftssteuern 
haben Sie mir im Namen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland folgendes mitgeteilt: 

1. Das Zusatzprotokoll gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber dem Schweizerischen Bundes- 
rat innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten 
des Zusatzprotokolls eine gegenteilige Erklärung 
abgibt. Bei Anwendung des Zusatzprotokolls auf 
das Land Berlin gelten die Bezugnahmen auf die 
Bundesrepublik Deutschland auch als Bezugnahmen 
auf das Land Berlin. 

2. In Anbetracht der besonderen Rechtslage, die sich 
für das Saarland aus Kapitel II des deutsch-franzö- 
sischen Vertrages vom 27. Oktober 1956 zur Rege- 
lung der Saarfrage ergibt, kann das Zusatzprotokoll 
auf dieses Gebiet zunächst keine Anwendung finden. 
Ich beehre mich daher, Ihnen vorzuschlagen, daß die 
Regierungen der beiden Staaten zu einem späteren 
Zeitpunkt in einem Notenwechsel vereinbaren, auf 
welche saarländischen Steuern und ab welchem Zeit- 
punkt das Zusatzprotokoll im Saarland anzu- 
wenden ist. 

Ich beehre mich, Ihnen bekanntzugeben, daß dieser 
Vorschlag die Billigung des Schweizerischen Bundesrates 
findet. Ihre heutige Note und meine Antwortnote werden 
damit als eine Vereinbarung angesehen. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, die Versicherung 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Max Petitpierre 

Seiner Exzellenz 

Herrn Dr. Friedrich Holzapfel, 

außerordentlicher und bevollmächtigter 
Botschafter der Bundesrepublik 
Deutschland in der Schweiz, 

Bern. 
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Denkschrift 


Die Vermeidung der Doppelbesteuerung im Ver* 
hältnis zur Schweizerischen Eidgenossenschaft ist 
bisher geregelt durch 

a) das Abkommen vom 15. Juli 1931 nebst Schluß- 
protokoll, einem Notenwechsel und einem Ver- 
handlungsprotokoll (RGBL 1934 II S. 38), 

b) das Zusatzprotokoll vom 11, Januar 1934 (RGBl. II 
S. 52), 

c) das Verhandlungsprotokoll vom 7. September 
1940 (vgl. Reichssteuerblatt S. 939) und 

d) das Verhandlungsprotokoll vom 2. November/ 
8. Dezember 1943 (vgl. Reichssteuerblatt S. 837). 

In Ergänzung des Abkommens vom 15. Juli 1931 
wurde am 6. Juli 1956 ein Zusatzprotokoll abge- 
schlossen, das sich jedoch nur auf außerordentliche 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, ins- 
besondere auf die Vermögensabgabe nach dem 
deutschen Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 
1952 bezieht (BGBl. 1957 II S. 471). 

Die vor dem Jahre 1945 getroffenen Vereinbarun- 
gen erwiesen sich seit langem als in verschiedener 
Hinsicht lückenhaft und verbesserungsfähig. Des- 
halb traten die schweizerischen Behörden bereits 
im Jahre 1954 an die Bundesregierung mit dem 
Wunsch auf Revision des Abkommens heran. Die 
Verhandlungen wurden im Jahre 1955 durch eine 
deutsche und eine schweizerische Delegation aufge- 
nommen und im Frühjahr 1957 beendet. Auf schwei- 
zerischen Wunsch wurde kein vollständig neues Ab- 
kommen, sondern lediglich ein Zusatzprotokoll zur 
Abänderung und Ergänzung des bestehenden Ab- 
kommens abgeschlossen. 

Zu den einzelnen Vorschriften des Zusatzprotokolls 
wird bemerkt: 

Abschnitt I Nr. 1 

Die Liste der deutschen Steuern wurde entsprechend 
dem jetzigen Stande der deutschen Gesetzgebung 
bereinigt. Die schweizerischen Steuern sind in der 
Weise aufgezählt, wie es in den neueren schweize- 
rischen Doppelbesteuerungsabkommen üblich ist. 

Abschnitt I Nr. 2 

Das Abkommen gilt nunmehr für alle Steuerpflich- 
tigen, die in einem oder in beiden Vertragstaaten 
ihren Wohnsitz haben. Es hat bisher grundsätzlich 
nur für die Angehörigen der beiden Vertragstaaten 
gegolten. 

Abschnitt I Nr. 3 

Hypothekarisch (durch Grundpfandrechte) gesicherte 
Forderungen — mit Ausnahme der hypothekarisch 
gesicherten Obligationen — , die zu einem Privat- 
vermögen des Gläubigers gehören, dürfen nach der 
Neuregelung nur in dem Staate besteuert werden, 


in dem das belastete Grundstück belegen ist. Diese 
Forderungen konnten bisher nur im Wohnsitzstaat 
des Gläubigers zur Vermögensteuer herangezogen 
werden. 

Hypothekarisch gesicherte Anleihen und Zinsen 
daraus sind nach dem neuen Absatz 5 des Artikels 2 
wie Einkünfte aus beweglichem Kapitalvermögen 
zu behandeln, d. h. steuerberechtigt ist nur der 
Wohnsitzstaat des Gläubigers. Nach dem bisherigen 
Rechtszustand konnten die Anleihen zwar zur Ver- 
mögensteuer im Wohnsitzstaat des Gläubigers her- 
angezogen werden, jedoch stand das Besteuerungs- 
recht für Zinsen aus derartigen Anleihen dem Staate 
zu, in dem das belastete Grundstück belegen ist. 

Abschnitt I Nr. 4 

Der Wegfall des Artikels 3 Abs. 5 des Abkommens 
bewirkt, daß die Einkünfte aus einer Betriebstätte 
nicht mehr um das Entgelt für die Tätigkeit des 
Unternehmers (Mitunternehmers) gekürzt werden 
dürfen. 

Abschnitt I Nr. 5 

Freiberuflich tätige (Bühnen-, Rundfunk-, Fernseh-, 
Film-) Künstler usw. können für ihre Einkünfte aus 
öffentlichen Darbietungen nunmehr stets in dem 
Staat besteuert werden, in dem diese ihre Tätigkeit 
ausüben. Die frühere Regelung, daß dieser Staat 
nur steuerberechtigt ist, wenn der Steuerpflichtige 
dort für seine Tätigkeit einen festen Mittelpunkt 
hat, entspricht nicht mehr der internationalen Ver- 
tragsübung und hat in der Praxis zu Schwierigkei- 
ten geführt. 

Abschnitt I Nr, 6 

Neu geregelt wird die steuerliche Behandlung der 
Dividenden und der Zinsen mit Ausnahme der Zin- 
sen, die nach Artikel 2 des Abkommens wie Ein- 
künfte aus unbeweglichem Vermögen behandelt 
werden. 

Diese Einkünfte wurden bisher trotz des Abkom- 
mens doppelt besteuert, da einerseits der Staat, 
aus dem die Einkünfte stammten (Schuldnerstaat), 
uneingeschränkt seinen Steuerabzug vom Kapital- 
ertrag erhob, und andererseits der Staat, in dem 
der Einkunftsbezieher seinen Wohnsitz hat (Gläu- 
bigerstaat), die Einkünfte ebenfalls besteuerte. Die 
Beseitigung dieser Doppelbesteuerung war im In- 
teresse des deutsch-schweizerischen Kapitalverkehrs 
erforderlich. Das Doppelbesteuerungsproblem wird 
dadurch gelöst, daß der Schuldnerstaat die Abzug- 
steuer in bestimmtem Umfang erstattet und der 
Gläubigerstaat, der weiterhin steuerbereditigt bleibt, 
den nichterstatteten Teil der Steuer des Schuldner- 
staates auf seine Steuern für die Dividenden oder 
Zinsen anrechnet. 
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Der Schuldnerstaat erstattet 

bei Dividenden oder bei Zinsen aus Wandelan- 
leihen und Gewinnobligationen: den Steuerbetrag, 
der 15 v. H. der Dividenden oder Zinsen über- 
steigt; 

bei anderen Zinsen: den Steuerbetrag, den der 
Schuldnerstaat einem Gläubiger mit Wohnsitz in 
seinem Gebiet auf seine Steuern anrechnet, min- 
destens aber den Steuerbetrag, der 5 v. H. der 
Zinsen übersteigt. 

Einem Steuerpflichtigen mit Wohnsitz in der Schweiz, 
der Dividenden oder Zinsen aus Wandelanleihen 
und Gewinnobligationen aus der Bundesrepublik 
bezieht, wird also die deutsche Kapitalertragsteuer 
von zur Zeit 25 v. H. zu -/s erstattet, Bei Zinsen aus 
Wandelanleihen und Gewinnobligationen, die vor 
dem 1. Januar 1955 ausgegeben worden sind, wird 
die Kapitalertragsteuer von zur Zeit 30 v. H. zur 
Hälfte erstattet. Die Schweiz erstattet im umgekehr- 
ten Falle bei Dividenden, Zinsen aus Wandelanlei- 
hen und Gewinnobligationen die Hälfte und bei 
anderen Zinsen ^/e der Abzugsteuern von zur Zeit 
insgesamt 30 v. H. der Erträge. Wenn die Sätze der 
deutschen Körperschaftsteuer in gewisser Weise 
geändert werden, erhöhen sich die zu erstattenden 
Beträge. 

Der nichterstattete Betrag der Abzugsteuern wird 
bei Gläubigern mit Wohnsitz in der Bundesrepublik 
auf die Einkommensteuer und die Körperschaft- 
steuer, bei Gläubigern mit Wohnsitz in der Schweiz 
auf die eidgenössische Wehrsteuer angerechnet (Ab- 
satz 6 der neuen Schlußprotokollvorschrift zu Ar- 
tikel 6 des Abkommens, vgl. Nr. 20 des Zusatzpro- 
tokolls). Die schweizerischen Verhandlungspartner 
gingen auf das Anrechnungsverfahren nur sehr zö- 
gernd ein, da die Schweiz bisher in keinem ihrer 
Doppelbesteuerungsabkommen eine Anrechnung 
ausländischer Steuern vereinbart hat. Der deutsche 
Vorschlag, in das Anrechnungsverfahren auch die 
Steuern der schweizerischen Kantone und Gemein- 
den einzubeziehen, scheiterte an der ablehnenden 
Haltung der Kantone und Gemeinden. 

Abschnitt I Nr. 7 

In der Neufassung der Definition des Wohnsitzes 
juristischer Personen u. dgl. wurde die bereits im 
Zusatzprotokoll von 1934 enthaltene Bestimmung 
für Stiftungen und sonstige Vermögensmassen auf- 
genommen. 

Abschnitt I Nr. 8 

Die Änderung bezieht sich nur auf die schweizeri- 
schen Erbschaftsteuern; diese sind in der Weise 
aufgeführt, wie es in den neueren schweizerischen 
Doppelbesteuerungsabkommen üblich ist. Das Ab- 
kommen gilt nunmehr auch bei den Erbschaftsteuern 
für alle Steuerpflichtigen, die zur Zeit ihres Todes 
in einem der beiden oder in beiden Staaten ihren 
Wohnsitz hatten; auf die Staatsangehörigkeit dieser 
Steuerpflichtigen kommt es nicht an. 

Abschnitt I Nr. 9 

Die Neufassung war wegen der Änderung des 
Artikels 2 des Abkommens notwendig. 


Abschnitt I Nr. 10 

Bisher war das Verständigungsverfahren vom 
Steuerpflichtigen in dem Staat zu beantragen, dem 
er angehörte; da es für die Anwendung des Ab- 
kommens auf die Staatsangehörigkeit nicht mehr 
ankommt, wurde die Vorschrift neu gefaßt. 

Abschnitt I Nr. 11 und 12 

Auf schweizerischen Wunsch soll die Besteuerung 
von Lotteriegewinnen nicht unter das Abkommen 
fallen. Die übrigen Vorschriften enthalten lediglich 
Klarstellungen. 

Abschnitt II Nr. 13 

Die neue Vorschrift zu den Artikeln 2 und 10 des 
Abkommens bestimmt, daß gewisse Schweizer- 
franken-Grundschulden zu den Vermögen- und 
Erbschaftsteuern nur in dem Staat herangezogen 
werden können, in dem der Gläubiger (Erblasser) 
seinen Wohnsitz hat. 

Abschnitt II Nr. 14 

Die in das Schlußprotokoll zu den Artikeln 2 und 12 
des Abkommens eingefügte Vorschrift läßt zu, daß 
jeder der Vertragstaaten die Steuern für die ihm 
zur Besteuerung überlassenen Vermögensteile, Ein- 
künfte oder Teile des Nachlasses nach dem Steuer- 
satz erhebt, der dem gesamten Vermögen, Ein- 
kommen, Nachlaß, Erbteil oder Erwerb von Todes 
wegen entspricht (sogenannter Progressionsvorbe- 
halt). 

Abschnitt II Nr. 16 

Die im neuen Absatz 8 zu Artikel 3 des Abkom- 
mens getroffene Regelung für die Besteuerung der 
im zwischenstaatlichen Verkehr tätigen Unterneh- 
men entspricht der internationalen Vertragsübung. 

Abschnitt II Nr. 17 

Die neugefaßte Vorschrift zu Artikel 4 des Abkom- 
mens bestimmt in Absatz 1, daß private Ruhe- 
gehälter (Ruhebezüge, die nicht aus einer öffent- 
lichen Kasse gezahlt werden) nunmehr nur in dem 
Staat besteuert werden können, in dem der Steuer- 
pflichtige seinen Wohnsitz hat. Nach der bisherigen 
Rechtslage konnten private Ruhegehälter, wenn der 
Steuerpflichtige nicht die Staatsangehörigkeit seines 
Wohnsitzstaates hatte, zur Hälfte in diesem Staat 
und zur Hälfte in dem Staate besteuert werden, aus 
dem die Bezüge gezahlt wurden. Absatz 2 enthält 
eine Zuteilungsnorm für die Besteuerung der Ar- 
beitseinkünfte von Steuerpflichtigen, die im inter- 
nationalen Schiffs- oder Luftverkehr Dienst tun. 
Absatz 3 enthält eine Zuteilungsnorm für die Be- 
steuerung von Einkünften aus einer vorübergehen- 
den nichtselbständigen Tätigkeit. Absatz 4 weist 
das Besteuerungsrecht für Aufsichtratsvergütungen 
dem Staate zu, in dem die Gesellschaft, die diese 
Vergütungen zahlt, ihren Wohnsitz hat. Die Höhe 
der Steuer ist auf 25 v. H, der Vergütungen be- 
schränkt, Nach der bisherigen Rechtslage war der 
Staat steuerberechtigt, in dem das Aufsichtsrats- 
mitglied seinen Wohnsitz hatte. 


9 



Drucksache 543 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Abschnitt II Nr. 19 

Die unter Buchstabe a der neuen Vorschrift ent- 
haltene Regelung wurde aus Ziffer 2 des Verhand- 
lungsprotokolls vom 2. November/8. Dezember 1943 
übernommen. Durch die in Buchstabe b der neuen 
Vorschrift getroffene Regelung werden Vergütun- 
gen für einen Schaden, der als Folge von Kriegs- 
handlungen oder politischer Verfolgung entstanden 
ist, den Bezügen aus öffentlichen Kassen gleich- 
gestellt. 

Durch Abschnitt III des Zusatzprotokolls werden 
verschiedene überholte Vereinbarungen zum Ab- 
kommen vom 15. Juli 1931 aufgehoben. Ihr mate- 


rieller Inhalt ist — soweit erforderlich — in das 
neue Zusatzprotokoll übernommen worden. 

Abschnitt IV des Zusatzprotokolls enthält die Vor- 
schriften über die Ratifikation, das Inkrafttreten 
und die zeitliche Anwendung des Abkommens so- 
wie eine Ermächtigung für die obersten Finanzver- 
waltungsbehörden der beiden Staaten, den Wort- 
laut des Abkommens und des Schlußprotokolls unter 
Berücksichtigung des vorliegenden Zusatzprotokolls 
zu veröffentlichen. 

Gleichzeitig mit dem Zusatzprotokoll wurde von 
den Bevollmächtigten ein Notenwechsel unterzeich- 
net, der sich auf die Anwendung des Abkommens 
im Land Berlin und im Saarland bezieht. 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

In Abschnitt II Nr. 23 des Zusatzprotokolls vom 
9. September 1957 ist bestimmt, daß zuständige 
oberste Verwaltungsbehörde im Sinne des Abkom- 
mens in der Bundesrepublik Deutschland der Bun- 
desminister der Finanzen ist. Der Bundesrat ist der 
Ansicht, daß diese Vorschrift bei Anwendung des 
Artikels 8 Abs. 2 des Abkommens von 1931 und 
des Absatzes 6 „Zu Artikel 3" des Schlußprotokolls 
von 1931 nur so verstanden werden kann, daß der 
Bundesminister derFinanzen insoweit keine eigenen 
Verwaltungskompetenzen hat, sondern lediglich als 
Übermittlungsstelle der zuständigen Landesfinanz- 
verwaltungen tätig werden kann. Eine andere Auf- 
fassung wäre mit Artikel 108 Abs. 3 GG unverein- 
bar, weil ein Teil der von dem Abkommen betrof- 
fenen Steuerarten (z. B. Vermögensteuer, Grund- 
steuer, Gewerbesteuer) der Verwaltung durch Lan- 
desfinanzbehören unterliegt. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung kann sich der in der Stel- 
lungnahme des Bundesrates enthaltenen Rechtsauf- 
fassung zu bestimmten Vorschriften des Zusatz- 
protokolls und des Abkommens nicht anschließen. 
Soweit der Bundesminister der Finanzen auf Grund 
des Abschnitts II Nr. 23 des Zusatzprotokolls vom 
9. Mai 1957 bei Anwendung der in der Stellung- 
nahme des Bundesrates angeführten Vorschriften 
des Abkommens als zuständige oberste Verwal- 
tungsbehörde im Sinne des Abkommens tätig wird, 
hat er nicht nur die Funktion einer Übermittlungs- 
Stelle der zuständigen Landesfinanzverwaltungen. 

Durch die Tätigkeit des Bundesministers der Finan- 
zen als „oberste Verwaltungsbehörde im Sinne des 
Abkommens" wird die Verwaltungskompetenz der 
Länder nach Artikel 108 Abs. 3 GG nicht berührt. 
Nach Artikel 8 Abs. 2 des Abkommens soll in Ein- 
zelfällen eine Teilung des Besteuerungsrechts nach 
näherer Vereinbarung der zuständigen obersten 
Verwaltungsbehörden eintreten, wenn ein Mittel- 
punkt der persönlichen Interessen des Steuerpflich- 
tigen für die Bestimmung des Wohnsitzstaates nicht 
festgestellt werden kann. Hierbei handelt es sich, 
soweit der Bundesfinanzminister nach dem Abkom- 
men zuständig ist, darum, auf dem zwischenstaat- 
lichen Gebiet eine einheitliche Rechtsanwendung 
sicherzustellen, ohne daß damit die Verwaltungs- 
pompetenzen der Länder nach Artikel 108 Abs. 3 GG 
beeinträchtigt werden. 

Nach Absatz 6 des Schlußprotokolls „Zu Artikel 3" 
werden die zuständigen obersten Verwaltungsbe- 
hörden in einem besonderen Abkommen Grundsätze 
über die Aufteilung des Vermögens und Einkom- 
mens zwischen den in den Vertragstaaten gelege- 
nen Betriebstätten aufstellen. Die Befugnis zum 
Abschluß einer solchen ergänzenden Vereinbarung 
folgt aus Artikel 32 Abs. 1 GG. Ein derartiges 
besonderes Abkommen ist bisher nicht abgeschlos- 


sen worden und auch für die Zukunft nicht beab- 
sichtigt. Wenn einmal ein derartiges Abkommen 
geschlossen werden sollte, würde es sich um die 
Aufstellung allgemeiner Aufteilungsgrundsätze han- 
deln. Eine derartige zwischenstaatliche Verein- 
barung würde, soweit sie nicht ratifizierungsbedürf- 
tig wäre, für den innerstaatlichen Bereich in Form 
einer allgemeinen Verwaltungsanordnung der Bun- 
desregierung erlassen werden, die gemäß Artikel 59 
Abs. 2 Satz 2 GG in Verbindung mit Artikel 108 
Abs.ßGG der Zustimmung des Bundesrates bedürfte, 
wie dies auch bei den Richtlinien vom 21. Februar 
1957 für die Anwendung des Abkommens zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen vom 22. Juni 1954 — Bundes- 
steuerbl. 1957 I S. 154 — der Fall war. 

Im übrigen ist zu bemerken, daß es internationaler 
Vertragspraxis entspricht, die auch in allen von der 
Bundesrepublik bisher abgeschlossenen Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung beachtet 
worden ist (vgl. z. B. das deutsch-amerikanische 
Doppelbesteuerungsabkommen vom 10. Dezember 
1954 — Artikel II Abs. 1 Buchstabe g — > Bundes- 
gesetzbl. II S. 1117 — und das deutsch-kanadische 
Doppelbesteuerungsabkommen vom 15. April 1957 
— Artikel II Abs. 1 Buchstabe h — Bundesge- 
setzbl. II S. 187), daß in den Abkommen in bezug 
auf beide Staaten die obersten Behörden bezeichnet 
werden, die für die zwischenstaatliche Abwicklung 
des Abkommens zuständig sind. So wird auch in der 
o. a. Vorschrift des Zusatzprotokolls von seiten der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft die Eidgenössi- 
sche Steuerverwaltung als oberste Verwaltungs- 
behörde bestimmt, obwohl es sich — ähnlich der 
Rechtslage der Bundesrepublik — bei den unter 
das Zusatzprotokoll fallenden Steuern zu einem 
wesentlichen Teil um Steuern der Kantone handelt. 
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